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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11a AL 184/07 B 
 
L 11 AL 218/06 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 7/18 AL 385/03 (SG Lüneburg) 
 
 
 
 
………………………. , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ……………………………………….., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 11a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Juni 2008 durch  

die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l   sowie den  

Richter   Dr.  L e i t h e r e r   und die Richterin   Dr.  R o o s  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 29. Oktober 2007 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e :  

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der allein geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätz-

lichen Bedeutung ist nicht in der durch § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ge-

botenen Weise dargelegt. 

 

Die grundsätzliche Bedeutung einer Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) lässt sich nur dar-

legen, indem die Beschwerdebegründung ausführt, welche Rechtsfrage sich ernsthaft stellt, 

deren Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren 

Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN; BVerwG NJW 1999, 304; vgl auch 

BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auch auszuführen, 

inwiefern die Rechtsfrage nach dem Stand von Rechtsprechung und ggf des Schrifttums nicht 

ohne weiteres zu beantworten ist und den Schritt darzustellen, den  das Revisionsgericht zur 

Klärung der Rechtslage im Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31).  

 

Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. Soweit der Kläger als Rechts-

frage mit Breitenwirkung sinngemäß formuliert, ob für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit der 

Versagung der begehrten Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung auf den 

Zeitpunkt der letzten behördlichen Entscheidung oder den der letzten mündlichen Verhandlung 

abzustellen ist, legt er jedenfalls nicht dar, dass und warum diese Frage weiterer Beantwortung 

bedarf. Das Beschwerdevorbringen lässt schon jede Auseinandersetzung mit der vom Landes-

sozialgericht (LSG) zitierten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) vermissen. 

Danach ist bereits entschieden, dass es für die Beurteilung auf den Zeitpunkt der letzten münd-

lichen Verhandlung vor dem Tatsachengericht ankommt (BSG SozR 3-7815 Art 1 § 3 Nr 3 

RdNr 26). Hiervon ausgehend ist auch die Klärungsfähigkeit der weiter aufgeworfenen Rechts-

frage nach einem Verwertungsverbot von bereits der Löschung unterliegenden Gewerbe-

registereintragungen nicht hinreichend dargelegt. Denn auch nach der Darstellung des Klägers 

hat das LSG seine Entscheidung offenbar auf zeitlich nach der letzten Behördenentscheidung 

entstandene erhebliche Tatsachen gestützt, die nicht der Löschung unterlagen. 

 

Die Beschwerde ist danach als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 SGG) 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  
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